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Rechtssatz 

Der VfGH hat bereits zum Tir GVG 1970 ausgesprochen, dass es der Gesetzgeber explizit zum Ausdruck 
gebracht hätte, wenn er den Erwerb land- oder forstwirtschaftlicher Grundstücke durch inländische juristische 
Personen absolut hätte unterbinden wollen. Die Annahme, das Gesetz drücke ein solches Verbot implizit aus, sei 
denkunmöglich. Insbesondere sei es auch ausgeschlossen, der relevanten Bestimmung (des Tir GVG 1970) ein 
derartiges absolutes Verbot für inländische juristische Personen, land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke zu 
erwerben, zu unterstellen (vgl. das Erkenntnis VfSlg. 8069/1977). Der VwGH legt diese Rechtsauffassung auch 
seinen weiteren Überlegungen zum Vlbg GVG 2004 zugrunde. 


